
Lieferketten und zur Reparierbarkeit – ein 
klares Versäumnis! Gute Ansätze beim  
öffentlichen Verkehr bleiben vage. Hier 
muss die Koalition dringend nachlegen. 
0,5 von 5 Punkten

3 Wir fordern eine Wende für 
Landwirtschaft und Ernäh-

rung, die sozial und ökologisch ist
Versprochen wird uns der Einstieg in die 
Agrarwende: Verbesserungen und eine ver-
bindliche Kennzeichnung der Tierhaltung, 
eine Überarbeitung der Gemeinsamen 
(EU-)Agrarpolitik, 30 Prozent Ökolandbau 
bis 2030 und der Verzicht auf Glyphosat. 
Eine ehrgeizige Ernährungsstrategie, ein 
fairer Lebensmittelmarkt und ein höherer  
Mindestlohn werden es vielen Menschen 
erleichtern, sich für gesunde und umwelt-
freundliche Lebensmittel zu entscheiden.
4 von 5 Punkten

4 Wir fordern soziale 
Sicherheit für den Wandel

Ein selbstbestimmtes und umweltfreund-
liches Leben braucht eine finanzielle Min-
destabsicherung. Mit der Ankündigung, 
eine Kindergrundsicherung einzuführen, 
Hartz IV zu reformieren (plus einjähriges 
Moratorium für Sanktionen mit der Aus-

für gesorgt wird, dass die Energie überall 
effizient genutzt und eingespart wird. Die 
Herstellung und der Vertrieb von Produkten 
und Dienstleistungen müssen vom Zwang 
zum Wachstum befreit werden. 
3 von 5 Punkten

2 Wir fordern nachhaltige 
Mobilität für alle

Unterm Strich fällt die Mobilitätswende 
aus: kein Ziel zur Verkehrsvermeidung, 
kein Stopp des Fernstraßenbaus, keine 
Maßnahmen, die zu weniger und kleineren 
und leichteren Autos führen. Wichtig ist 
das Bekenntnis zum Elektroauto. Doch es 
fehlen Regeln zum Verbrauch von Energie 
und Ressourcen bei Herstellung, Betrieb 
und Recycling, ebenso Vorgaben zu den 

S ind SPD, Grüne und FDP auf dem 
Weg in die Zukunft? Um das zu über-

prüfen, haben unsere Fachleute Punkte 
vergeben. Ein Abgleich unserer 39 Forde-
rungen mit dem Koalitionsvertrag ergab 
20 Treffer. Es bleibt also noch viel zu tun 
für ein zukunftsfähiges Deutschland.

1 Wir fordern eine naturver-
trägliche Energierevolution

Angekündigt ist der naturverträgliche 
Ausbau der Energie in Bürgerhand, ihre 
breitere Verankerung in der Gesellschaft 
und die Beteiligung von Kommunen. Ein 
BUND-Erfolg! Nach Jahren der Blockade 
gilt es, die Energiewende nun gleichzeitig 
zu beschleunigen und naturverträglich zu 
gestalten. Dies gelingt nur, wenn auch da-

Zur Bundestagswahl hatten der BUND und der 
Paritätische Gesamtverband gemeinsam eine 
Zukunftsagenda formuliert: in neun Schritten 
zu einer ökologischen, gerechten Gesellschaft. 
Hat die neue Regierung unsere Forderungen in 
ihrem Koalitionsvertrag berücksichtigt? 
Ein kurzer Überblick.

Collage: Adrienne Rusch/DIE.PROJEKTOREN mit Elementen von
iStock – iNueng, a-digit, Pingwin, oktaydegirmenci, Lindybug, FORGEM; Nounproject  

KOALITIONSVERTRAG

LICHT UND SCHATTEN

22 BUNDmagazin 1 | 22 ›  SONDERTHEMA



ten wir als positiv. Die Begrenzung der    
Eigenanteile geht in die richtige Richtung, 
eine Vollversicherung zur gänzlichen 
Übernahme der Pflegekosten ist damit 
aber nicht geschafft. (Ob der Ampel die 
angekündigten Schritte in diese Richtung 
gelingen?) Unsere Forderung nach einer 
sozialen und solidarischen Gesundheits- 
versicherung als Pflichtversicherung für 
alle findet sich nicht im Koalitionsvertrag. 
2,5 von 4 Punkten

9 Wir fordern internationale 
Solidarität und die 

Einhaltung der Menschenrechte
Der Koalitionsvertrag bringt Fortschritte 
für die derzeit unmenschlichen Zustände 
von Geflüchteten. Allerdings wird Klima
gerechtigkeit nicht als außenpolitischer 
Wert definiert. Unsere historische Verant-
wortung für die globalen Folgen der Erd- 
erwärmung bleiben unbenannt. Ökologi-
sche Krisen können aber nur global gelöst 
werden. Der deutsche G7-Vorsitz und die 
Regierungspraxis bieten schon in diesem 
Jahr Gelegenheit, dies klarzustellen. Prio-
rität muss haben, die Klimakrise und das 
Artensterben zu bekämpfen.
1 von 4 Punkten

sicht auf ihren dauerhaften Wegfall) und 
den Mindestlohn auf 12 Euro zu erhöhen, 
nimmt der Vertrag einige unserer Forde-
rungen auf. Nun zählt die Umsetzung: Die 
Kindergrundsicherung muss tatsächlich 
vor Armut schützen. Und Hartz IV ist nur 
mit höheren Regelsätzen zu überwinden. 
Hier muss die Ampel nachlegen. 
2 von 3 Punkten

5 Wir fordern einen  
starken Naturschutz

Die Koalition startet mit großem Ehrgeiz, 
um die Blockade des Naturschutzes in 
den letzten 16 Jahren zu beenden. Wir  
begrüßen, dass der Naturschutz endlich 
angemessener finanziert werden soll;   
ferner das klare Bekenntnis zu 30 Prozent 
national wie international wirksamen 
Schutzgebieten und auch die Offensive 
für einen besseren Meeresschutz. Zu-
nächst aber muss die Koalition nun eine 
Strategie entwickeln, um die Ursachen des 
Artensterbens abzustellen – und zudem 
die versprochene Finanzierung sichern. 
2,5 von 3 Punkten

6 Wir fordern weniger 
Ressourcenverbrauch und 

eine gerechtere Gesellschaft
Den nötigen gesellschaftlichen Umbau 
liefert der Koalitionsvertrag nicht. Gelingt 
der Einstieg in die Reparatur- und Recyc- 
lingwirtschaft? Wird die Höhe des CO2-
Preises nachgesteuert? Wie schnell kommt 
das angekündigte Klimageld, und wird es 

sozial gerecht gestaltet? Werden die um-
weltschädlichen Subventionen abgebaut? 
Der Verzicht, den privaten Reichtum zur 
Finanzierung des Gemeinwesens heran-
zuziehen, bleibt ein Konstruktionsfehler. 
Dadurch stehen viele ökosoziale Projekte 
auf wackeligen Beinen.
1,5 von 5 Punkten

7 Wir fordern: Wohnen  
und Boden in der Hand der 

Gemeinschaft
Positiv: Die Koalition kündigt an, eine 
Wohngemeinnützigkeit einzuführen, Ver-
mieter*innen am CO2-Preis zu beteiligen 
und das Ziel, den Flächenverbrauch auf 
30 Hektar pro Tag zu senken, mit konkre-
ten Maßnahmen zu hinterlegen. Gut auch 
die Streichung des §13b BauGB, öffent-
lich geförderter Wohnraum und die »Neue 
Leipzig Charta« als Leitbild. Und doch ist 
das zu wenig, um den finanziellen Druck 
von Millionen Mieter*innen zu nehmen. 
Auch fehlen die Abkehr vom Flächenfraß 
und mehr Tempo bei der ökologischen 
Modernisierung von Gebäuden. 
3 von 5 Punkten

8 Wir fordern eine gute Pflege 
und Gesundheitsversorgung 

für alle
Ein gutes Leben für alle baut auf einer ge-
sunden Gesellschaft auf. Die Einführung 
einer bezahlten Auszeit in der Pflege und 
die geplanten Verbesserungen für Arbeits-
bedingungen und mehr Personal bewer-

Mehr zum Thema
Eine genauere Analyse der 
Regierungspläne finden Sie hier:  
www.bund.net/koalitionsvertrag
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die Straße zu bringen. Es fehlt aber ein 
festes Datum, bis wann neue Verbrenner-
autos noch zugelassen werden. Für Energie 
fressende synthetische Kraftstoffe ließ 
die Koalition extra ein Schlupfloch. 

Der BUND vermisst zudem Aussagen, 
wie Autos mit weniger Energie und Res-
sourcen hergestellt, betrieben und recycelt 
werden können. Das Gleiche gilt für klare 
Vorgaben zu den Lieferketten und zum 
Eintritt in eine Kreislaufwirtschaft. All dies 
wären Voraussetzungen dafür, dass die 
Verkehrspolitik in Zukunft die Ziele des 
Klimaschutzes und den Klimabeschluss 
des Bundesverfassungsgerichts wahrt.

CHANCE NUTZEN
Unsere Mobilität muss in allererster Linie 
klima- und umweltschonend geplant und 
ausgestaltet werden. Was das Klima-
schutzgesetz an Maßnahmen im Verkehr 
vorsieht, genügt nicht, um die nationalen 
und internationalen Klimaziele zu erreichen. 
Hier muss die Bundesregierung nachlegen. 
Erforderlich für die Mobilitätswende, den 
Weg zur Klimaneutralität und das 1,5 Grad-
Ziel sind unter anderem gute Alternativen 
zum eigenen Auto, mehr Angebote für die 
öffentlichen Verkehrsmittel und ein Neu-
baustopp bei Fernstraßen.

Verkehrsminister Wissing muss jetzt 
zeigen, dass er es besser machen will als 
sein Vorgänger. Der Koalitionsvertrag lässt 
trotz aller Kritik den nötigen Spielraum, 
um in den kommenden vier Jahren echte 
Veränderungen anzustoßen.

nicht näher, welche Rolle öffentliche An-
gebote hierbei spielen sollen. Auch was 
sonst notwendig wäre für einen grund-   
legenden Wandel der Mobilität, bleibt all-
gemein und vage. Etwa, wie der öffentliche 
Nahverkehr dauerhaft besser finanziert 
werden kann.

So enthält der Koalitionsvertrag zwar 
viele Ankündigungen zum Ausbau des 
Bahnangebots, aber auch eine riesige     
Finanzierungslücke. Das Ziel, Verkehr auf 
die Schiene zu verlagern, taucht im Ver-
trag nicht auf, weder beim Personen- und 
Güterverkehr auf der Straße noch bei 
Kurzstreckenflügen. Kein Wort auch von 
einer Offensive für den Radverkehr.

So wird das nichts mit einer Mobilitäts-
wende, die es uns erlaubt, besser mobil 
mit weniger Autos zu werden. Wichtige 
Schritte dorthin wären der Stopp aller    
klima- und naturschädlichen Straßenbau-
projekte und ein generelles Tempolimit 
von 120 km/h auf Autobahnen gewesen. 
Beides vermissen wir im Vertrag.

LEERSTELLEN
Viel Platz nimmt dagegen der Antriebs-
wechsel ein. Ehrgeizig ist das Ziel, 15 Mil-
lionen vollelektrische Pkw bis 2030 auf 

V iel Antriebswechsel und deutlich zu 
wenig Mobilitätswende. Auf diese 

einfache Formel lässt sich der Koalitions-
vertrag bei der Verkehrspolitik bringen. 
Die aber ist ein zentraler Baustein, wenn 
wir unsere Klimaziele erreichen wollen. 
Höchste Zeit für eine Trendumkehr, eine 
Mobilität für Mensch, Umwelt und Klima.

VAGE PLÄNE
Zwar benennt die Ampelkoalition die    
Mobilität richtigerweise als einen Teil der 
Daseinsvorsorge. Allerdings erläutert sie 

VERKEHRSPOLITIK

KOMMT DIE 
WENDE?

Überraschend ist das Bundes
verkehrsministerium an die FDP 

gegangen. Kann die Mobilitätswende 
mit diesem Minister und mit diesem 

Koalitionsvertrag gelingen? 

WERNER REH 

ist Sprecher des  
Arbeitskreises Verkehr. 

JENS HILGENBERG 

leitet die Verkehrspolitik des 
BUND-Bundesverbandes. 

Autos von der Straße! Fahrradsternfahrt 
im September zur IAA in München.
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Energiesparen ist die wohl wichtigste 
Säule, um die Energiewende naturver-
träglich umzusetzen. Wie wird sich Ihr 
Ministerium hier einsetzen?
Die neue Zuständigkeit für Verbraucher-
schutz stärkt das Umweltministerium. 
Jetzt können wir uns noch wirksamer für 
den nachhaltigen Umgang mit Energie 
und Ressourcen einsetzen. Vor 15 Jahren 
wurde darüber viel intensiver diskutiert. 
Diese Debatte möchte ich wiederbeleben: 
Wie finden wir raus aus der Wegwerfgesell-
schaft? Ich will, dass langlebige Produkte 
Standard sind. Daher setze ich mich für ein 
Recht auf Reparatur ein, damit Konsum- 
artikel länger genutzt und nicht so schnell 
durch Neuware ersetzt werden. So sparen 
wir Energie und wertvolle Ressourcen und 
stärken zugleich Verbraucherrechte.

Was zum Schwerpunkt dieser Ausgabe 
führt. Der BUND fordert ein Gesetz zum 
Ressourcenschutz. Unterstützen Sie das?
Die neue Bundesregierung hat die Kreis-
laufwirtschaft zu einem zentralen Anlie-
gen gemacht. Wir wollen weniger Primär-
rohstoffe verbrauchen und mehr Abfälle 
als Rohstoff für neue Produkte nutzen. 
Das schützt Klima und Ressourcen und 
treibt die nachhaltige Entwicklung unserer 
Volkswirtschaft voran. Die verschiedenen 
Optionen für dieses Ziel prüfen wir sehr 
genau. Auch gesetzliche Änderungen wol-
len wir vornehmen, gegen achtloses Weg-
werfen von Einwegplastik, zum Umgang 
mit Batterien und Verpackungen.                sz

Naturschutz sollte sich aber nicht allein 
auf die Energiewende konzentrieren. 
Größter Treiber des Artenverlustes bleibt 
vorläufig die industrielle Landwirtschaft.

Mein Ziel ist es Natur wiederherzustellen 
– Auen zu renaturieren oder alte Wälder 
aus der Holznutzung zu nehmen und als       
Naturreservoir, als Wasserspeicher und 
Kohlenstoffsenke zu erhalten. Und der 
biologischen Vielfalt im Boden mehr Be-
achtung zu schenken.

Der BUND fordert auch einen Großteil der 
wenig ergiebigen Kleinwasserkraftwerke 
zurückzubauen, um viele Fließgewässer 
wiederzubeleben. [> Seite 28] 
Unsere Gewässer sind fast flächendeckend 
massiv geschädigt. Frei fließende Flüsse 
sind mir schon lange ein Herzensanliegen. 
Natürliche Bäche und Flüsse bleiben ein 
ganz wichtiges Ziel, auch wenn es nicht 
explizit im Koalitionsvertrag steht.

Der Bundesverkehrswegeplan enthält 
über eintausend Fernstraßenprojekte. 
Der Koalitionsvertrag sagt eine »gemein-
same Abstimmung« dieser Projekte zu.
Wir haben vereinbart, den Plan auf den 
Prüfstand zu stellen, auch um Eingriffe in 
die Natur und Landschaft möglichst zu 
vermeiden. Das empfinde ich als großen 
Fortschritt. Ich hoffe, dass es gelingt, 
Straßenprojekte mit gravierenden Folgen 
für den Natur- und Klimaschutz umzu-  
gestalten oder ganz davon Abstand zu 
nehmen.

Zum Klimaschutz hat sich die Regierung 
bekannt. Verfolgt sie den Naturschutz als 
gleichrangiges Ziel?
Im Koalitionsvertrag haben wir den 
Schutz der biologischen Vielfalt mit Maß-
nahmen und Finanzen unterlegt. Wie be-
drohlich das Artensterben für uns ist, 
scheint mir aber im öffentlichen Bewusst-
sein noch nicht so verankert wie die Kli-
makrise. Das zu ändern wird eine meiner 
Aufgaben als Ministerin sein. Beim Klima-
schutz hat es 30 Jahre gedauert, bis die 
Warnungen der Wissenschaft im Regie-
rungshandeln angekommen sind. Die Zeit 
haben wir beim Naturschutz nicht mehr.

Der BUND fordert die Erneuerbaren rasch 
auszubauen, ohne geschützte Lebens-
räume und Arten zu belasten. Teilen Sie 
unsere Forderung, dass beim Ausbau der 
Windkraft der Schutz gefährdeter Tiere 
nicht verhandelbar sein darf?
Die Klimakrise und das Artensterben sind 
gleich dramatisch und bedrohlich. Weil so 
viel Zeit versäumt wurde, müssen wir die-
se Krisen nun parallel lösen. Wir dürfen 
nicht zulassen, dass der Natur- und Kli-
maschutz gegeneinander ausgespielt 
werden.

Der Teufel steckt natürlich im Detail: 
Nicht verhandelbar sind für mich – und 
die Koalition – die FFH- und Vogelschutz- 
Richtlinie mit ihrem Netz von Schutzge-
bieten. Ansonsten müssen wir sehen, wie 
Planung und Ausbau der Erneuerbaren 
nun beschleunigt werden können. Der  

INTERVIEW

PARTNER- 
SCHAFTLICH 
HANDELN
Was hat Steffi Lemke vor? Das BUNDmagazin 
sprach mit der neuen Umweltministerin (Grüne). BMUV/Sascha Hilg

ers
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